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Abkiirzungsverzeichnis

AUNS Aktion fur eine unabhangige und neutrale Schweiz

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

EU Européische Union

GPDel Geschaftsprufungsdelegation

RK MZF Regierungskonferenz Militér, Zivilschutz und Feuerwehr

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

EVED Eidgendssisches Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

WWF World Wide Fund for Nature

FER Fédération des Entreprises Romandes

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Prévention)

SSV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband

Fedpol Bundesamt fur Polizei

BWW Bundesamt flur Wasserwirtschaft

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Européaischen Union

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CEATE-CE  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

UE Union européenne

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

CG MPS Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection
civile et des sapeurs-pompiers

Uss Union syndicale suisse

DFTCE Département fédéral des transports, des communications et de |'énergie

USAM Union suisse des arts et métiers

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

WWF World Wide Fund for Nature

FER Fédération des Entreprises Romandes

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

FST Fédération sportive suisse de tir

ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

Fedpol Office fédéral de la police

OFEE Office fédéral de I'économie des eaux

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

CJUE Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice

des Communautés européennes CJCE)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Im Juni warf die Affare um Dominique Giroud hohe Wellen. Der Walliser Weinhéndler,
gegen den in der Waadt Strafverfahren wegen Betrugs, Waren- sowie
Urkundenfalschung liefen und in Genf wegen Steuerbetrugs ermittelt wurde, hatte
versucht, zwei Westschweizer Journalisten auszuspionieren. Diese hatten zuvor
brisante Informationen Uber Giroud veréffentlicht. Kurz darauf kam aus, dass der von
Giroud angeheuerte Privatdetektiv selbst dem Westschweizer Fernsehen heikle
Informationen Uber den Weinhéandler zugespielt hatte.

Da am Spionageversuch nicht nur ein Privatdetektiv und ein Hacker, sondern auch ein
Mitarbeiter des schweizerischen Nachrichtendiensts (NDB) beteiligt war, schwappte der
Fall bis nach Bundesbern. Hier hatte sich die Geschaftsprifungsdelegation (GPDel) als
Aufsichtsbehérde des NDB mit der Frage zu befassen, ob das Risikomanagement des
Nachrichtendiensts funktioniert hatte. Der Fall offenbarte dabei Méngel bei der
Auswahl und Flhrung der Agenten. Nach dem NSA-Skandal gab die Affare Giroud somit
den Gegnern des neuen Nachrichtendienstgesetzes weitere Argumente in die Hand. '

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blichsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnenmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militarnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Griinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflrwortend dusserten sich u.a. die KKUPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderérzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekédmpfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten é&usserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhéngigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
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ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie finf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jungeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kiinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe fUr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wirden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Ankindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
hangige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtméssigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig préazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Staddteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelmassigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in finf Jahren fir eine angemessene Regelméssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moéglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentyplbergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden kénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrdnkte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemaéngelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flinf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fir den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehort. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fir den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.02.1990
BRIGITTE CARETTI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.10.1991
ANDRE MACH

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.1992
ANDRE MACH

MOTION
DATUM: 16.12.1992
ANDRE MACH

MOTION
DATUM: 16.06.1993
ANDRE MACH

und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfillen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. ?

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Wasserkraft

Entre 1978 et 1979, des fissures apparurent dans le mur du barrage du Zeuzier (VS).
Remis en état sous les auspices du DFTCE et de I'OFEE, ce barrage fait I'objet d'une
dissension entre Confédération et Etat du Valais a propos des origines des dommages.
Pour les autorités fédérales, ces derniers proviennent des travaux de la galerie de
sondage du Rawyl; pour le canton, ils sont issus des mouvements tectoniques de la
région. Appelé a trancher, par la commission fédérale d'estimation, entre ces deux
positions, I'expert estima que le barrage-volte du Zeuzier n'était pas acceptable dans
les conditions géologiques du Rawyl. En réponse a une question du conseiller aux Etats
Delalay (pdc, VS), le Conseil fédéral assura qu'il n'y avait aucun risque pour la sécurité
des populations concernées. Cette polémique amena le canton du Valais a déposer une
initiative au niveau fédéral dans laquelle il demande l'instauration d'une responsabilité
civile illimitée pour les exploitants d'installations hydro-électriques (lv.ct. 90.203). *

Le Conseil des Etats a adopté une initiative du canton du Valais (lv.ct. 90.203) qui
propose d'instaurer une responsabilité civile illimitée des exploitants de centrales
hydro-électriques et la création d'un fonds de solidarité fédéral destiné a couvrir les
dommages causés lors de catastrophes majeures (guerre ou phénomeénes naturels hors
du commun comme des séismes, des glissements de terrain ou des éboulements). *

Afin d'inciter le WWF a retirer son recours auprés du Tribunal fédéral contre le projet
Cleuson-Dixence (VS), la société Energie de I'Ouest-Suisse (EQS) avait proposé a
|'organisation écologiste d'affecter 5 millions de francs pour aider les chdmeurs
valaisans. Le WWF, estimant que cette proposition n'avait aucun rapport avec les
compensations écologiques qu'il réclamait, a rejeté I'offre de la société électrique. Par
la suite, grace a une tentative de conciliation sous I'égide du Tribunal fédéral, les deux
protagonistes, ainsi que I'Etat du Valais et les communes concernées par le projet, ont
conclu une convention prévoyant, en échange du retrait du recours, la réalisation des
principales exigences du WWF. Tout d'abord, un débit minimal de 50 litres par seconde
devra étre maintenu en aval du barrage le long de La Dixence, ainsi que l'interdiction de
tout captage supplémentaire des hautes eaux dans le val des Dix. En outre, les biotopes
des communes de Nendaz et d'Hérémence seront protégés. Enfin, une étude des
impacts sur le Rhone sera effectuée par une commission neutre qui formulera des
propositions d'aménagement si nécessaire. °

Le Conseil national a transmis une motion de sa commission de I'environnement qui
demande au Conseil fédéral, conformément a la requéte d'une initiative du canton du
Valais (lv.ct. 90.203) approuvée par les deux Chambres, d'élaborer une loi instaurant
une responsabilité civile illimitée des exploitants d'installations hydro-électriques. °

Le Conseil des Etats a approuvé une motion du Conseil national qui charge le Conseil
fédéral d'instaurer une responsabilité civile illimitée pour les exploitants d'installations
hydro-électriques, analogue a celle en matiére nucléaire; cette motion fait suite a une
initiative du canton du Valais adoptée par les deux Chambres fédérales. ’
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GERICHTSVERFAHREN
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Le Conseil d'Etat et le Grand Conseil valaisans ont donné leur accord pour I'octroi
d'une concession de droits d'eau & la société Hydro-Rhéne pour I'aménagement
hydro-électrique du Rhéne dans la région de Bex-Massongex. Ce barrage constitue le
premier palier des 10 barrages successifs entre Chippis et le Léman prévus dans le
projet initial. Ce dernier avait di étre retiré en raison des nombreuses oppositions
émanant notamment des associations de pécheurs et de protection de
|'environnement. Afin de prévenir les oppositions écologistes, les promoteurs du projet
ont pris plusieurs mesures (compensations écologiques, aménagements pour garantir le
débit du Rhéne et la migration des poissons, indemnisation des personnes lésées). ®

Le Tribunal fédéral a reconnu la responsabilité du canton du Valais dans les
déformations du barrage du Zeuzier suite aux sondages effectués pour le percement
du tunnel du Rawyl. L'Etat du Valais et la société Electricité de la Lienne SA devront
encore s'entendre sur le montant du dédommagement a verser. °

Le gouvernement a mis en consultation un projet de loi fédérale sur la responsabilité
civile en matiére d'ouvrages d'accumulation. Faisant notamment suite a une initiative
du canton du Valais (lv.ct. 90.203) adoptée par les Chambres en 1992, la réglementation
envisagée s'inspire de la loi sur la responsabilité civile en matiére d'énergie nucléaire.
Elle a pour but d'améliorer la couverture d'assurance des Iésés en obligeant tout
d'abord les exploitants des installations hydro-électriques de toute la Suisse a
s'assurer. Alors qu'actuellement la responsabilité des propriétaires de barrage n'est
engagée que si l'ouvrage présente un défaut, le projet de loi prévoit en outre qu'il en ira
de méme en cas de dommages corporels et matériels causés par des phénoménes
naturels extraordinaires (tels qu'un séisme), des événements de guerre ou des actes de
sabotage. Par ailleurs, la responsabilité civile des exploitants devra en premier lieu étre
couverte par des assureurs privés. Ceux-ci ayant estimé que leur capacité de
couverture des sinistres ne pouvait dépasser CHF 800 millions par année, il est donc
prévu que la Confédération interviendra a titre complémentaire jusqu'a concurrence
d'un montant maximal de CHF un milliard. L'Assemblée fédérale pourra encore prévoir
des indemnisations extraordinaires en cas de catastrophe majeure.

Fin mars, la société Hydro-Rhéne a réaffirmé son attachement au projet visant a
construire dix barrages successifs au fil du Rhéne entre Chippis (VS) et le Lac Léman.
Aprés que le Tribunal administratif du canton de Vaud eut partiellement admis, en 1994,
le recours de deux associations écologistes concernant la réalisation du palier de Bex-
Massongex, les promoteurs du projet ont conduit, en collaboration avec les opposants,
trois études complémentaires destinées a réduire I'impact de l'infrastructure sur
I'environnement. Celles-ci ayant été menées a bien, la société Hydro-Rhone a projeté
de déposer une nouvelle demande de concession auprés des autorités vaudoises et
valaisannes. "

Gegen eine im September 2014 vom Grossen Rat des Kantons Wallis auf 80 Jahre
verliehene Konzession fur die Wasserkraftanlage Chippis-Rhone (VS) hatten
Umweltverbédnde (der WWF Schweiz und die WWF-Sektion Wallis, die Stiftung fur
Landschaftsschutz und Pro Natura) eine Beschwerde beim Kantonsgericht Wallis und
schliesslich beim Bundesgericht erhoben. Sie kritisierten den luckenhaften Bericht fur
die Umweltvertréglichkeitsprifung, die Dauer der Konzession sowie die unzureichende
Bestimmung der Restwassermenge - will heissen dem Anteil an Wasser, der im Sinne
der Erhaltung der Biodiversitat ungehindert die Stauanlagen passieren kann und
beispielsweise Fischen die Passage erlaubt. Das Bundesgericht gab im November 2017
der Beschwerde teilweise statt, was zur Folge hatte, dass das Kantonsgericht Wallis und
der Staatsrat erneut Uber die Konzession entscheiden mussen. Der Kanton Wallis
reichte daraufhin eine Standesinitiative zur Frage der Restwassermenge bei
bestehenden Wasserkraftwerken ein.
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DATUM: 19.09.2019
MARCO ACKERMANN

Eine vom Kanton Wallis im Mai 2018 eingereichte Standesinitiative forderte von den
eidgendssischen Raten, die nationalen Bestimmungen fiir die Wasserkraft - im
Besonderen jene im Bundesgesetz Uber den Schutz der Gewasser - zu lockern. Der
Grosse Rat des Kantons Wallis fundierte diese Forderung mit dem Argument, dass
durch die im Jahre 1991 eingefihrten Umweltschutzbestimmungen das
Wasserkraftpotential in der Schweiz nicht ausreichend ausgeschopft werden kénne.
Der Gebirgskanton sah das Problem dabei vor allem in den zu leistenden Kosten fur
Kompensations-  und  Umweltmassnahmen im  Zusammenhang mit  der
Umweltvertraglichkeitsprifung, welche in den kommenden Jahren im Zuge der
anstehenden Neukonzessionierungen bei einem Grossteil aller Anlagen zu leisten sind.
Geméss der im  «Nouvelliste» genannten Studie des Schweizerischen
Wasserwirtschaftsverbands (SWV) wirden sich demnach die schweizweiten
Stromproduktionsverluste nach den Neukonzessionierungen in der Wasserkraft
aufgrund der neu einzuhaltenden Umweltvorschriften auf elf Prozent belaufen. Die
bisher geltenden Konzessionen stammen grésstenteils noch aus den Jahren vor 1991
und mussen deshalb die strengeren Gewasserschutzbestimmungen noch nicht
einhalten, erklarte etwa die Westschweizer Zeitung «Le Temps».

Die UREK-SR zeigte sich im Januar 2019 zuerst noch unentschlossen und bat die
Verwaltung deshalb, aktuelle Datengrundlagen zu liefern, um abschéatzen zu kénnen, ob
und wie die aktuell geltenden Umweltvorschriften bei der Neukonzessionierung von
Wasserkraftanlagen die Ziele im Zubau der Wasserkraft geméss der Energiestrategie
2050 beeinflussen. Im September desselben Jahres beantragte die Kommission nach
Begutachtung der Datengrundlagen mit 7 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung, der
Walliser Standesinitiative keine Folge zu geben. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit
wirden die geltenden Umweltschutzvorschriften die Ausbauziele in der Wasserkraft
gemass der Energiestrategie 2050 nicht behindern.

Als Erstrat trat der Nationalrat im Herbst 2019 ohne Gegenstimmen auf die Debatte zum
Entwurf zur Préazisierung der Regelungen fiir Umweltvertraglichkeitspriifungen ein.
Die Forderung von Initiant Albert R&sti (svp, BE) und der Kommission, die
einzuhaltenden Umweltvertraglichkeitsprifungen bei Neukonzessionierungen von
bestehenden Wasserkraftanlagen auf die bestehenden Ist-Verhaltnisse und nicht mehr
auf die ganz ursprunglich vorliegenden Gegebenheiten vor dem Bau der Anlagen zu
fundieren, entfachte in der grossen Kammer eine lange Diskussion. Auf der einen Seite
pladierten die Kommissionsmehrheitsvertreter Jacques Bourgeois (fdp, FR) und Mike
Egger (svp, SG) fur die Annahme des von der Kommissionsmehrheit in die
Vernehmlassung geschickten Vorentwurfs, wonach der Soll-Zustand bei bestehenden
Anlagen, wie von Rosti verlangt, mit dem Ist-Zustand definiert werden soll. Auf der
anderen Seite verlangte eine Minderheit der UREK-NR unter Stefan Mdller-Altermatt
(cvp, SO), dem Antrag des Bundesrates zu folgen, wonach die Soll-Zustandsdefinition -
nach Ermessen des jeweiligen Kantons - zusatzlich mit zu leistenden Massnahmen
zugunsten der Natur erganzt werden kann.

In der Ratsdebatte argumentierten die Verterter der Kommissionsmehrheit, dass durch
diese Gesetzesanpassung Rechtssicherheit geschaffen werde und die derzeit
bestehenden Wasserkraftanlagen gesichert werden kénnten. Der Vorschlag, den Muller-
Altermatt préasentierte, behalte hingegen die Rechts- und Planungsunsicherheit bei, da
aufgrund der Beurteilung des jeweiligen Kantons unklar sei, wie hoch die Kosten fur
erganzende Umweltmassnahmen bei der Neukonzessionierung ausfallen wirden. Die
Wasserkraft sei zudem das zentrale Riickgrat der Schweizer Stromproduktion, stelle ein
wichtiges Element der Energiestrategie 2050 dar und durfe deshalb nicht mit
zuséatzlichen Kosten geféahrdet oder behindert werden. Es sei des Weiteren unmaglich
zu beurteilen, wie der Zustand der Natur beispielsweise vor 80 Jahren ausgesehen
habe, als viele Wasserkraftwerke gebaut worden seien - nach aktuellem Vorgehen
musste der Umweltzustand vor dem Bau der Anlagen eruiert werden -, argumentierte
etwa der Initiant Albert Rosti. Etwas anders beurteilte dies beispielsweise Silva
Semadeni (sp, GR), die die SP-Fraktion vertrat und fir den Minderheitsantrag Mdiller-
Altermatt pladierte. Sie bezeichnete die Forderung der Kommissionsmehrheit als
schlauen Vorschlag, um die Pflicht zur Aufwertung der natlrlichen Lebensrdume zu
umgehen, indem auf die gesetzlichen Bestimmungen aus den 50er und 60er Jahren
zurlckgegriffen werde, in welchen noch keine Umweltvorschriften vorgesehen waren.
Minderheitssprecher Muller-Altermatt selbst relativierte seinen Antrag im Rat mit dem
Argument, dass er eine Anpassung der Soll-Zustandsdefinition auf den Ist-Zustand
grundsatzlich beflrworte, den Kantonen aber, basierend auf  der
Vernehmlassungsantwort des Kantons Wallis, einen féderalen Ermessensspielraum
zukommen lassen mochte, indem diese nach Maoglichkeit der Verhaltnismassigkeit
entsprechend und nach Vereinbarung Massnahmen zum Schutz von Natur und

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.12.2019
MARCO ACKERMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.09.2014
MARLENE GERBER

Landschaft anordnen kénnten.

In der Abstimmung zeigte sich mit 115 zu 71 Stimmen bei 3 Enthaltungen ein Links-
Rechts-Graben, wobei sich die Mehrheit der CVP-Fraktion gegen ihren Nationalrat
Muller-Altermatt stellte und sich zusammen mit der BDP-Fraktion fur die Variante der
Kommissionsmehrheit aussprach, die keine Klausel flr zusatzliche Massnahmen
zugunsten der Natur vorsah. In der Gesamtabstimmung blieben die Fronten ahnlich
bestehen und eine Mehrheit, bestehend aus den SVP-, FDP-, CVP- und BDP-Fraktionen,
setzte sich mit 123 zu 63 Stimmen bei 3 Enthaltungen durch und nahm den Entwurf der
Kommissionsmehrheit an.

In der Wintersession 2019 folgte der Stédnderat dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und gab mit 26 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen der Walliser
Standesinitiative fiir eine Lockerung des Gewasserschutzgesetzes keine Folge.
Ausgangspunkt fur die Standesinitiative war ein Bundesgerichtsentscheid um
Restwassermengen fir die Wasserkraftanlage Chippis-Rhone (VS) gewesen: In
Anwendung des neu geltenden  Gewaéasserschutzgesetzes im  Zuge der
Neukonzessionierung war die Betreiberin verpflichtet worden, die strengeren
Umweltbestimmungen einzuhalten und insbesondere Vorgaben zu Restwassermengen -
dem Anteil an Wasser, der nicht gestaut werden darf und ungehindert weiterfliessen
kénnen muss - im Sinne einer verbesserten Biodiversitdt zu beachten. Diese
Massnahmen wdirden aber zu starken Einbussen in der Stromproduktion flihren, was
nicht mit den Wasserkraftausbauzielen der Energiestrategie 2050 einhergehe,
argumentierte Stdnderat Beat Rieder (cvp, VS). Er lieferte sich im Rat ein kleines
Wortgefecht mit dem Kommissionsmehrheitssprecher Roberto Zanetti (sp, SO), der
davor warnte, diese Bestimmung im Gewasserschutzgesetz anzutasten, die damals im
Sinne einer Kompromisslésung als indirekter Gegenentwurf zur Volksinitiative
«Lebendiges Wasser» Einzug ins Gesetz gefunden hatte. «Man kann sich auch beim
Umgang mit Wasser die Finger verbrennen», ermahnte Zanetti seinen Walliser
Amtskollegen.

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Im Herbst préasentierte die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ihre raumliche
Strategie der alpin gepragten Raume in der Schweiz. Darin brachten die sieben
Kantone Glarus, Graubinden, Nidwalden, Obwalden, Tessin, Uri und Wallis Vorschlage
zur Konkretisierung des Raumkonzepts Schweiz ein, dessen Strategie fur den Alpinraum
ihrer Ansicht nach zu wenig differenziert ausgefallen war. In Erhalt und Nutzung
naturlicher Ressourcen, der Starkung der alpinen Zentren, der verbesserten
Erschliessung mit Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie im Ausbau und der
optimierten Nutzung der Wasserkraft sehen die Gebirgskantone die vier
vordringlichsten Handlungsfelder zur erfolgreichen Entwicklung des Alpenraums. '
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